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1. Planungsanlass 
 
Der Rat der Kreisstadt Steinfurt hat in seiner Sitzung am 06.02.2020 die Aufstellung des Be-

bauungsplanes Nr. 63b „Gewerbegebiet Seller Esch, Teil III“ gemäß § 2 (1) Baugesetzbuch 

(BauGB) beschlossen. Städtebauliches Ziel ist es, Planungsrecht für zusätzliche Gewerbege-

biete in nordwestlicher und verkehrsgünstiger (Rand-)Lage zur Landesstraße L 510 und zur 

Bundesstraße B 54 des Stadtteiles Burgsteinfurt zu schaffen. 

  

Im Jahr 2000 wurde der Bebauungsplan Nr. 63 „Gewerbegebiet Seller Esch“ zur Schaffung 

der planungsrechtlichen Voraussetzungen für ein Gewerbegebiet im Nordwesten des Stadt-

teiles Burgsteinfurt mit unmittelbarem Anschluss an die Bundestraße B 54 aufgestellt. Das 

Gewerbegebiet umfasst eine Größe von rund 4,5 ha. In 2015 wurde das Gewerbegebiet durch 

den Bebauungsplan Nr. 63a „Gewerbegebiet Seller Esch, Teil II“ in Richtung Westen um ca. 

6,5 ha erweitert. Die Flächen befanden sich sowohl zwischen der B 54 und der Ochtruper 

Straße (L 510) als auch südlich der L 510 für weitere Gewerbegrundstücke und das zur Ent-

wässerung beider Gewerbegebiete erforderliche Regenrückhaltebecken. Die Grundstücke in 

diesen beiden zuletzt geschaffenen Gewerbegebieten in Burgsteinfurt sind weitgehend bebaut 

und/oder kürzlich veräußert worden, sodass mit einer weiteren Bebauung der Flächen zu rech-

nen ist. Im Sinne der § 1 (5) und (6) BauGB ist es unter anderem städtische Aufgabe, Flächen-

angebote für Gewerbebetriebe vorzuhalten. Vor diesem Hintergrund hat die Kreisstadt Stein-

furt in 2018 eine rund 18.950 qm große Fläche erworben, die sich unmittelbar südwestlich an 

die bestehenden Gewerbegebiete / Bebauungspläne Nr. 63 und 63a anschließt. Aufgrund der 

bei der Stadt vorliegenden Nachfragen bietet es sich an, hier ein Angebot für sehr kleine Hand-

werksbetriebe und Start-Ups zu schaffen. Eine solche Entwicklung stellt eine sinnvolle Ergän-

zung zum Bestand dar, in dem bisher mehrheitlich größere Betriebe angesiedelt sind. Ange-

dacht ist die Errichtung eines Gebäudekomplexes, in dem die zahlreichen, kleinen Einheiten 

an Unternehmen vermietet werden. Somit ist dieses als Angebot zu verstehen, das sich an 

das Konzept des GRIPS an der Fachhochschule Burgsteinfurt anlehnt, jedoch Betriebe mit 

einem gewissen Emissionsgrad ermöglicht. Ziel ist somit die Schaffung eines Gewerbehofes 

und auf der freien Fläche die Ansiedlung eines Betriebes mit größerem Flächenbedarf. 

 

Da die vorgesehenen Gewerbegebietsflächen im planungsrechtlichen Außenbereich gemäß 

§ 35 BauGB liegen, ist die Aufstellung des Bebauungsplanes gemäß § 1 (3) BauGB für die 

städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich. Bei der Bauleitplanung werden insbe-

sondere die die Belange der Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen 

(§ 1 (6) Nr. 8c BauGB) berücksichtigt. 

 

2. Räumlicher Geltungsbereich und angrenzende Nutzungen 
 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes befindet sich am nordwestlichen Sied-

lungsrand des Ortsteils Burgsteinfurt unmittelbar angrenzend an das Gewerbegebiet Seller 

Esch und ist auf dem Deckblatt der Begründung dargestellt. Er umfasst eine auf dem Flurstück 

141, Flur 43 in der Gemarkung Burgsteinfurt zu landwirtschaftlichen Zwecken genutzte Acker-

fläche zwischen der Landesstraße L 510 (Ochtruper Straße) im Norden und dem Wirtschafts-

weg „Sellen“ im Süden. In den räumlichen Geltungsbereich werden auch diese beiden noch 

nicht durch eine Bauleitplanung gefassten Straßenparzellen in dem jeweiligen unmittelbar an-

grenzenden Abschnitt einbezogen. Zu den einbezogenen Flächen gehören Teile der Flurstü-

cke 275 und 431, Flur 43 in der Gemarkung Burgsteinfurt. Der räumliche Geltungsbereich hat 
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damit eine Größe von insgesamt ca. 22.630 qm. Die Ackerfläche weist entsprechend ihrer 

intensiven Bewirtschaftung neben schmalen Säumen keine besonderen Strukturelemente auf. 

Die drei an der südlichen Grenze stockenden Laubbäume sowie die dort verlaufende Graben-

parzelle sind Bestandteil des Wirtschaftswegesystems „Sellen“, welches auch unmittelbar auf 

der Ostseite angrenzt und hier den räumlichen Geltungsbereich begrenzt. Im westlichen Nah-

bereich verläuft die Straße „Seller Schulweg“, sodass das Plangebiet nahezu von allen Seiten 

von Straßen und Wegeparzellen mit ihren Böschungen und Säumen umringt ist. 

 

Nördlich und nordwestlich des Geltungsbereiches befinden sich drei Wohnhäuser mit Zier- und 

Nutzgärten (Sellen 42-44 an der Ochtruper Straße). Im Südosten ist der integrative Reitverein 

e.V. Pegasus mit den entsprechenden (Außen-)Anlagen beheimatet. Das weitere Umfeld wird 

aufgrund der Nähe zu den bestehenden und planungsrechtlich gesicherten Gewerbegebieten 

als auch aufgrund der Lage im Außenbereich und den Übergängen zur freien Landschaft so-

wohl gewerblich im Norden und Nordosten als auch landwirtschaftlich mit einzelnen Hofstellen 

und großen Ackerschlägen im Süden und Südwesten genutzt. Das Gelände fällt von der L 510 

mit einer Höhe von etwa 68,00 Meter über Normalhöhennull (m ü NHN) in Richtung Süden 

zum Ossenbach auf etwa 63,50 m ü NHN und steigt in nordwestlicher Richtung auf etwa 

805,00 m ü NHN im Bereich der Fahrbahn der Bundesstraße B 54 an. 

 

 

3. Einordnung in übergeordnete Planungen 
 
3.1. Regional- und Landesplanung 

 

Gemäß § 1 (4) BauGB sind die Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung anzupassen. Der 

Regionalplan Münsterland legt für den Regierungsbezirk Münster die räumlichen und struktu-

rellen Entwicklungen als raumplanerisches Gesamtkonzept fest. Er koordiniert die unter-

schiedlichen Flächenansprüche an den Raum und gibt als Planungsgrundlage Rahmenbedin-

gungen für die Flächennutzungspläne vor. 

 

Im seit dem 27.06.2014 wirksamen Regionalplan Münsterland ist der Planbereich großflächig 

als „Bereiche für gewerbliche und industrielle Nutzungen (GIB)“ festgelegt. Damit entspricht 

die beabsichtigte Planung den Zielen der Raumordnung. 

 

3.2.  Flächennutzungsplan 

 

Der Flächennutzungsplan (FNP) als vorbereitender Bauleitplan stellt gemäß § 5 (1) BauGB für 

das ganze Stadtgebiet die sich aus der beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung ergebende 

Art der Bodennutzung nach den voraussehbaren Bedürfnissen in den Grundzügen dar. 

 

Im seit dem 20.03.2000 wirksamen Flächennutzungsplan der Kreisstadt Steinfurt ist der Plan-

bereich großflächig als „Gewerbliche Baufläche“ dargestellt. 

 

Die Planungsabsichten („Gewerbegebiete“) korrespondieren mit den Vorgaben des Flächen-

nutzungsplanes. Die Übereinstimmung zwischen vorbereitender und verbindlicher Bauleitpla-

nung ist gemäß § 8 (2) Nr. 1 BauGB gewährleistet, sodass die geordnete städtebauliche Ent-

wicklung nicht beeinträchtigt wird. Zur Umsetzung der Planung ist keine Änderung des Flä-

chennutzungsplanes erforderlich.  
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4. Planfestsetzungen 
 

4.1. Art der baulichen Nutzung 

 

Entsprechend der städtebaulichen Zielvorstellungen werden gemäß § 9 (1) Nr. 1 BauGB als 

Art der baulichen Nutzung „Gewerbegebiete“ gemäß § 8 Baunutzungsverordnung (BauNVO) 

festgesetzt, welche sich insbesondere aufgrund unterschiedlicher maximaler Sockelhöhen in 

die Gewerbegebiete 1-8 (GE 1-8) gliedern. Die Gewerbegebiete dienen vorwiegend der Un-

terbringung von nicht erheblich belästigenden Gewerbebetrieben. Die zulässigen gewerbli-

chen Nutzungen sind sowohl aus Immissionsschutzgründen für ein verträgliches Nebeneinan-

der mit umliegenden schützenswerten (Wohn-)Nutzungen im Außenbereich und in vorhande-

nen Gewerbegebieten als auch aus entwässerungstechnischen Gründen hinsichtlich des zu 

erwartenden Verschmutzungsgrades des anfallenden Niederschlagswassers ergänzend nach 

der Art der Betriebe und Anlagen und deren besonderen Bedürfnissen und Eigenschaften ge-

mäß § 1 (4) Nr. 2 BauNVO durch die Abstandsliste 2007 eingeschränkt. Unzulässig sind dem-

nach in den Gewerbegebieten 1-7 (GE 1-7) die Betriebsarten der in den Abstandsklassen I-

VII und im Gewerbegebiet 8 (GE 8), welches der Ansiedlung eines Betriebes mit größeren 

Flächenbedarfen dient, die Betriebsarten der in den Abstandsklasse I-VI aufgeführten Anla-

gen-/Betriebsarten (siehe Anhang). 

Im Sinne einer größeren Flexibilität soll es jedoch Gewerbetreibenden ermöglicht werden, 

diese Mindestabstände zu unterschreiten, wenn sie durch besondere Maßnahmen den not-

wendigen Immissionsschutz im Einzelfall sicherstellen können. Damit werden die Abstandsre-

gelungen angesichts der vorhandenen Rahmenbedingungen maximal ausgenutzt. Die Reali-

sierung weiterer Abstandsklassen bzw. Betriebe mit höheren Anforderungen ist im weiteren 

Stadtgebiet, z.B. Gewerbegebiet „Sonnenschein Süd“ oder „Wilmsberg – Süd II“), grundsätz-

lich möglich. Betriebsbereiche gemäß § 3 (5a) BImSchG bzw. Anlagen, in denen entspre-

chende Mengen gefährlicher Stoffe eingesetzt werden und die aufgrund dessen unter den 

Geltungsbereich der 12. BImSchV (Störfallverordnung) fallen, sind aufgrund ihres Konfliktpo-

tenziales insbesondere hinsichtlich der Wohngebäude im nahen Umfeld gemäß § 1 (9) i.V.m. 

§ 8 (2) Nr. 1 BauNVO unzulässig.  

 

Sex-Shops und Vorführräume, deren Zweck auf Darstellungen mit sexuellem Charakter aus-

gerichtet ist, sowie Bordelle und bordellähnliche Betriebe sind ebenso unzulässig. Vergnü-

gungsstätten sind gemäß § 1 (6) Nr. 1 BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplanes. 

Beide Nutzungen könnten Störungen im Planbereich und dem Umfeld hervorrufen, die zu städ-

tebaulichen Spannungen führen könnten und einen negativen Einfluss auf die Grundstücks-

preise sowie die Vermarktbarkeit haben könnten. Insgesamt würden diese Nutzungen die 

städtebaulichen Zielvorstellungen konterkarieren. 

 

Damit die gewerblichen Nutzungen durch Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftsperso-

nen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter nach § 8 (3) Nr. 1 BauNVO nicht übermäßig 

eingeschränkt werden, ist im Bebauungsplan festgesetzt, dass diese Ausnahme nur innerhalb 

der Gewerbegebiete 7 und 8 (GE 7 und 8) und nicht innerhalb des beabsichtigten Gewerbe-

hofes zugelassen werden kann. 

 

Darüber hinaus sind Einzelhandelsnutzungen und -läden als Unterart des Begriffs „Gewerbe-

betriebe aller Art“ gemäß § 1 (5) u. (9) BauNVO unzulässig. Städtebauliches Ziel ist es, das 

Gewerbegebiet für gewerbegebietstypische Nutzungen vorzuhalten. Gleichzeitig wird erreicht, 
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dass der Einzelhandel nicht am Ortsrand, sondern im Ortskern angeordnet wird. Ausnahms-

weise können Verkaufsstätten zugelassen werden, sofern sie im unmittelbaren Zusammen-

hang mit einem Produktions-/Dienstleistungsbetrieb stehen. Die Verkaufsfläche muss sich 

dem jeweiligen Betrieb deutlich unterordnen und darf in Anlehnung an die Festsetzungen der 

Bebauungspläne Nr. 63 und 63a eine Größe von 200,00 qm nicht überschreiten. Damit wird 

den Grundsätzen des Einzelhandelskonzeptes für die Kreisstadt Steinfurt mit dem sogenann-

ten „Handwerkerprivileg“ entsprochen. 

 

4.2. Maß der baulichen Nutzung 

 

Das Maß der baulichen Nutzung wird gemäß § 9 (1) Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 (2) BauNVO 

bestimmt durch die Festsetzung der Grundflächenzahl, der Geschossflächenzahl, der Zahl der 

Vollgeschosse sowie der Höhe baulicher Anlagen. Die diesbezüglich getroffenen Festsetzun-

gen im Bebauungsplan orientieren sich überwiegend im Sinne eines sparsamen Umgangs mit 

Grund und Boden an den Obergrenzen der Baunutzungsverordnung und somit den Erforder-

nissen eines Gewerbebetriebes sowie am Planungsrecht des angrenzenden Bebauungspla-

nes Nr. 63a „Gewerbegebiet Seller Esch, Teil II“. Damit wird eine optimale Nutzung des Plan-

gebietes ermöglicht, die sich in die nähere bebaute Umgebung auch hinsichtlich der Höhen-

entwicklung einfügt und in den Grundzügen dreigeteilt ist: 

- Das nördliche Gewerbegebiet 1 (GE 1) des projektierten Gewerbehofes führt für eine 

einheitliche Bebauung und zur „Adressbildung“ südlich der Landesstraße L 510 (Och-

truper Straße) die Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 63a fort. Bei maximal drei 

Vollgeschossen beträgt die Grundflächenzahl GRZ 0,8 sowie die Geschossflächenzahl 

2,0. Die maximale Gebäudehöhe (Höhe zwischen Sockel und der oberen Dachkante) 

beträgt gemäß §§ 16 (2) Nr. 4 und 18 (1) BauNVO 10,50 m. 

- Die Gewerbegebiete 2-6 (GE 2-6) sind weitere Anlagen des beabsichtigten Gewerbe-

hofes und der „Adresse“ zur Ochtruper Straße untergeordnet. Bei maximal zwei Voll-

geschossen beträgt die Grundflächenzahl GRZ 0,8 sowie die Geschossflächenzahl 

1,6. Die maximale Gebäudehöhe beträgt 9,00 m. 

- Die Gewerbegebiete 7 und 8 (GE 7 und 8) sind nicht unmittelbar dem geplanten Ge-

werbehof zuzurechnen. In diesen Gewerbegebieten kann sich ein Betrieb ansiedeln, 

der flächenmäßig größere Bedarfe hat. Aufgrund des Übergangs zur freien Landschaft 

und den Ansprüchen des Freiraumes ist hier ein etwas niedriger Versiegelungsgrad 

möglich. Bei maximal zwei Vollgeschossen beträgt die Grundflächenzahl GRZ 0,7 so-

wie die Geschossflächenzahl 1,4. Die maximale Gebäudehöhe beträgt 9,00 m. 

 

Bezugspunkt für die maximalen Gebäudehöhe ist gemäß § 18 (1) BauNVO die Oberkante des 

Rohfußbodens des Erdgeschosses (Sockelhöhe). Die maximale Sockelhöhe wird eindeutig in 

Metern über Normalhöhennull angegeben und orientiert sich zur Vermeidung größerer Höhen-

versprünge am vorhandenen Geländeniveau, welches leicht in Richtung Süden fällt und in 

Richtung Westen ansteigt, sowie an der in der Bedarfsplanung für die Entwässerungsmöglich-

keiten des Gewerbehofes Sellen vom April 2020 aufgezeigten maximalen Wasserspiegelhöhe 

des erforderlichen und zentral im Planbereich vorgesehenen Regenrückhaltebeckens. Sie be-

trägt gemäß §§ 16 (2) Nr. 4 und 18 (1) BauNVO 

- im Gewerbegebiet 1 (GE 1) 67,50 m üNHN, 
- in den Gewerbegebieten 2, 4, 5 und 7 (GE 2, 4, 5 und 7) 66,50 m üNHN, 
- im Gewerbegebiet 6 (GE 2) 67,00 m üNHN und 
- in den Gewerbegebieten 3 und 8 (GE 3 und 8) 66,00 m üNHN.  
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4.3. Bauweise und überbaubare Grundstücksfläche 

 

Die Bauweise wird gemäß § 9 (1) Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 (2) BauNVO als offene oder ge-

schlossene bzw. gemäß § 22 (4) BauNVO als abweichende Bauweise festgesetzt.  

 

Analog zu den übrigen Gewerbegebieten in Steinfurt wird für die Gewerbegebiete 1, 7 und 8 

(GE 1, 7 und 8) die abweichende Bauweise festgesetzt. Das heißt, dass Gebäudelängen von 

über 50,00 m zulässig sind, jedoch die seitlichen Grenzabstände nach der Bauordnung für das 

Land Nordrhein-Westfalen einzuhalten sind. Durch diese Festsetzung wird den betrieblichen 

Anforderungen (z.B. Gewerbehallen o.ä.) Rechnung getragen. 

 

Für die Gewerbegebiete 2-6 (GE 2-6) wird die geschlossene Bauweise festgesetzt, um den 

Charakter eines Gewerbehofes zu ermöglichen. In der geschlossenen Bauweise werden die 

Gebäude ohne seitlichen Grenzabstand errichtet, es sei denn, dass die vorhandene Bebauung 

eine Abweichung erfordert. 

 

Die überbaubare Grundstücksfläche wird gemäß § 9 (1) Nr. 2 BauGB i.V.m. §§ 23 BauNVO 

durch Baugrenzen bestimmt. Im Hinblick auf die Ausnutzbarkeit der Grundstücksflächen wer-

den neben den gesetzlich geforderten Mindestabständen und den vorgesehen privaten Grün-

flächen keine weiteren Beschränkungen vorgenommen, sodass die überwiegenden Grund-

stücksflächen überbaut werden können. Garagen und überdachte Stellplätze gemäß 

§ 12 BauNVO sowie Nebenanlagen gemäß § 14 BauNVO sind aufgrund großzügig bemesse-

ner Baugrenzen nur innerhalb dieser festgesetzten überbaubaren Flächen zulässig. 

 

Die nicht mit Gebäuden oder vergleichbaren baulichen Anlagen überbauten Flächen der be-

bauten Grundstücke sind in Verbindung mit § 8 (1) der Bauordnung für das Land Nordrhein-

Westfalen (BauO NRW) wasseraufnahmefähig zu belassen oder herzustellen und zu begrü-

nen oder zu bepflanzen, soweit dem nicht die Erfordernisse einer anderen zulässigen Verwen-

dung der Flächen entgegenstehen. 

 

4.4. Gestaltung 

 

Die Kreisstadt Steinfurt ist gemäß § 89 (1) und (2) BauO NRW in Verbindung mit § 9 (4) BauGB 

dazu ermächtigt, im Bebauungsplan durch Festsetzung örtliche Bauvorschriften über die Ge-

staltung baulicher Anlagen aufzunehmen. Um aus städtebaulichen Gründen eine gewisse Ein-

heitlichkeit zumindest bei der Höhenentwicklung der Gebäude zu erreichen, sind die Festset-

zungen zum Maß der baulichen Nutzung ausreichend, sodass auf Vorschriften für die Dach-

form und Dachneigung verzichtet werden kann. Eine Übernahme örtlicher Bauvorschriften ist 

weniger zur Gestaltung der (Haupt-)Gebäude vorgesehen, sondern vielmehr hinsichtlich der 

Zulässigkeit von Einfriedungen und Werbeanlagen. 

 

So ist geregelt, dass im Plangebiet Werbeanlagen gemäß § 89 (1) Nr. 1 BauO NRW nur an 

der Stätte der Leistung zulässig sind. Aufgrund der vorhandenen gewerblichen Nutzung im 

Umfeld des Plangebietes sind bereits zahlreiche Werbeanlagen von ansässigen Firmen vor-

handen. Auch in den angrenzenden Bebauungsplänen ist geregelt, dass nur Werbeanlagen 

an der Stätte der Leistung zulässig sind. Durch zusätzliche Fremdwerbung in diesem Bereich 

und aufgrund der Lage des Plangebietes im Nahbereich überörtlicher Straßen würde eine    

Beeinträchtigung / Ablenkung des Verkehrs auf diesen Straßen erfolgen und es wäre eine 
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unzulässige Verunstaltung durch Fremdwerbung zu befürchten. Werbeanlagen sind ergän-

zend gemäß §§ 25, 28 Straßen- und Wegegesetz des Landes Nordrhein-Westfalen (StrWG 

NRW) im 20 m Bereich zur Landesstraße L 510 (Ochtruper Straße) nicht erlaubt. Bis 40 m 

Abstand zur Fahrbahn bedarf es einer Zustimmung des Straßenbaulastträgers. 

 

Feste Einfriedungen sind gemäß § 89 (1) Nr. 5 BauO NRW zu öffentlichen Verkehrsflächen 

hin als sichtoffene Zäune (Maschendraht, Stabgitterzaun, o.ä.) mit einer maximalen Höhe von 

2,10 m oder als Mauer mit einer maximalen Höhe von 1,00 m zulässig. Außenlagerflächen 

dürfen mit sichtoffenen Zäunen bis zu einer Höhe von maximal 2,80 m eingefriedet werden. 

Die Festsetzungen berücksichtigen somit die betrieblichen Erfordernisse, z.B. als Schutz vor 

Diebstahl. Gleichzeitig ist gewährleistet, dass der auf den angrenzenden Straßen befindliche 

Verkehr nicht beeinträchtigt wird (Sichtbehinderungen u.ä.). 

 

4.5. Grünflächen und Anpflanzungen 

 

Aufgrund der Lage am äußersten nordwestlichen Siedlungsrand des Stadtteiles Burgsteinfurt 

sind für die Gewerbegebiete im Übergangsbereich zur freien Landschaft private Grünflächen 

mit einem Pflanzgebot festgesetzt. Damit wird ein Kompromiss zwischen den betrieblichen 

Erfordernissen und den Ansprüchen des Freiraumes gefunden. Die Festsetzungen zur randli-

chen Eingrünung werden dem Bebauungsplan Nr. 63a entnommen. So sind in den festgesetz-

ten privaten Grünflächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflan-

zungen mit der Kennzeichnung „M1“ gemäß § 9 (1) Nr. 25a BauGB mehrreihige Pflanzungen 

für eine Hecke aus heimischen, standortgerechten Gehölzen vorzunehmen. Die Gehölze sind 

mit einem Pflanzabstand in der Reihe und zwischen den Reihen von jeweils 1,0 m zu setzen. 

Während die Bäume 2. Ordnung mit der Pflanzqualität 2xv. Heister, 200, o.B. oder vergleich-

bar in das Zentrum der Fläche zu setzen sind, sind niedrigwüchsige Sträucher (2xv., 100, o.B. 

oder vergleichbar) an den Rändern zu pflanzen. Ausfälle sind durch gleichartige und gleich-

wertige Gehölze zu ersetzen. Für die Anpflanzungen mit der Kennzeichnung „M2“ ist zur Ein-

grünung des Gewerbehofes gemäß § 9 (1) Nr. 25a BauGB je 10 m Länge ein heimischer, 

standortgerechter Laubbaum 1. Ordnung mit der Pflanzqualität Hochstamm 3xv., StU 16/18 

zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. 

 

Zur Auflockerung größtenteils versiegelter Stellplatzanlagen ist gemäß § 9 (1) Nr. 25a BauGB 

für je sechs angefangener Stellplätze mindestens ein heimischer, standortgerechter Laub-

baum 1. Ordnung mit der Pflanzqualität Hochstamm 3xv., StU 16/18 zu pflanzen, dauerhaft zu 

erhalten, gegen Anfahren zu schützen und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen. 

 

Gründächer haben nicht nur positive Effekte im Hinblick auf die Regenwasserableitung und 

die Niederschlagsspeicherung, sondern auch hinsichtlich des Kleinklimas. Sie binden Staub, 

erwärmen sich auch bei extremen Temperaturen langsamer und verbessern die Luftkühlung 

und die Sauerstoffproduktion. Vor diesem Hintergrund und zur Schaffung weiterer Grünflächen 

im Gewerbegebiet sind Dächer mit einer Neigung < 15° gemäß § 9 (1) Nr. 25a BauGB mit 

einer standortgerechten Vegetation zu mindestens 80 % extensiv zu begrünen. Die Stärke der 

Vegetationstragschicht muss im Mittel mindestens 10 cm betragen. Von der Dachbegrünung 

ausgenommen sind verglaste Flächen, technische Aufbauten, Teilflächen zur Gewinnung re-

generativer Energien sowie Dächer von Nebenanlagen und Garagen mit einer Dachfläche 

kleiner gleich 30 qm.  
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5. Verkehrliche Erschließung 
 

Die verkehrliche Erschließung des räumlichen Geltungsbereiches ist über das bestehende öf-

fentliche Straßenverkehrsnetz gewährleistet. Über den östlich angrenzenden Wirtschaftsweg 

und die unmittelbar im Norden angrenzende Landesstraße L 510 (Ochtruper Straße) besteht 

eine kurzwegige Anbindung zum örtlichen und überörtlichen Verkehr und insbesondere auch 

zur Bundesstraße B 54. Unmittelbare Zufahrten zur L 510 sind nicht vorgesehen, weshalb 

entlang dieser Straßenparzelle und im Einmündungsbereich ein Bereich ohne Ein- und Aus-

fahrt festgesetzt ist. Dieses gilt auch für die östliche Plangebietsgrenze zum Wirtschaftsweg, 

da der projektierte Gewerbehof für eine Hofbildung von innen mit einer Ringstraße erschlossen 

werden soll. Im Havariefall kann der etwas weiter südlich gelegene Fuß- und Radweg als zwei-

ter Rettungsweg dienen. Die Erschließung der Gewerbegebiete 7 und 8 (GE 7 und 8) kann 

über das weitere Wirtschaftswegesystem erfolgen, weshalb auch diese Flächen als Straßen-

verkehrsfläche festgesetzt werden. 

 

Die konkrete Ausgestaltung der neuen Verkehrsflächen im Plangebiet wird auf der Grundlage 

einer separaten Straßenausbauplanung unter Berücksichtigung der Grundstückserschließun-

gen erfolgen. 

 

Der Wirtschaftsweg im Osten ist Bestandteil des angrenzenden Bebauungsplanes Nr. 63a und 

bereits als Straßenverkehrsfläche festgesetzt. Um Begegnungsverkehr im Einmündungsbe-

reich des bisherigen Wirtschaftsweges in die L 510 auch im Zusammenhang mit dem östlich 

gelegenen Gewerbegebiet des Bebauungsplan Nr. 63a zu ermöglichen, werden voraussicht-

lich straßenbauliche Maßnahmen erforderlich, die im Weiteren mit dem Landesbetrieb Stra-

ßenbau Nordrhein-Westfalen – Regionalniederlassung Münsterland – abzustimmen sind. 

 

 

6. Ver- und Entsorgung 
 

6.1. Entwässerung 

 

Das anfallende, unverschmutzte und aufgrund der zulässigen Betriebsarten schwach belas-

tete Niederschlagswasser soll zentral innerhalb des Gewerbehofes gespeichert und gedros-

selt in den östlich gelegenen Seitengraben (Gewässer 3270) eingeleitet werden. Daher erfolgt 

gemäß § 9 (1) Nr. 14 BauGB die Festsetzung einer lang gestreckten Fläche für Versorgungs-

anlagen, für die Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung sowie für Ablagerungen mit der 

Zweckbestimmung „Regenrückhaltebecken“ entsprechend der Vorzugsvariante der Bedarfs-

planung hinsichtlich der Entwässerungsmöglichkeiten des Gewerbehofes vom April 2020. Der 

Notüberlauf soll über den Fuß- und Radweg ebenfalls in den Seitengraben geleitet werden.  

In den Gewerbegebieten 7 und 8 (GE 7 und 8) ist gemäß § 9 (1) Nr. 14 BauGB das anfallende 

Oberflächenwasser innerhalb der Gewerbegebiete in einer geeigneten Rückhalteeinrichtung 

zu speichern, da diese nicht an das zentrale Rückhaltebecken angeschlossen werden können. 

 

Das Schmutzwasser soll über eine neu zu verlegende Druckrohrleitung zur auf der Nordseite 

der L510 vorhandenen Schmutzwasserleitung geführt werden. 

 

§ 44 des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen ist zu beachten. 
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6.2. Wasserversorgung 

 

Die Trinkwasserversorgung wird durch die Stadtwerke Steinfurt sichergestellt. 

 

Das für die Löschwasserversorgung notwendige Wasser soll dem zentralen Trinkwasserver-

sorgungsnetz entnommen werden. Eine Löschwasserversorgung von 96 m³/h für 2 Stunden 

ist sicherzustellen Bei den künftigen gewerblichen Einrichtungen ist die ausreichende Lösch-

wasserversorgung durch ein Brandschutzkonzept u.ä. nachzuweisen. 

 

6.3. Strom- und Gasversorgung, Telefon 

 

Die Versorgung mit Strom kann durch die Stadtwerke Steinfurt oder gegebenenfalls einen al-

ternativen Stromanbieter gesichert werden. 

 

Die Gasversorgung kann über die Stadtwerke Steinfurt oder einen alternativen Anbieter erfol-

gen. Entsprechende Gasleitungen befinden sich sowohl nördlich innerhalb der Parzelle der 

Landestraße L510 als auch südlich innerhalb der Parzelle des Wirtschaftsweges. Ist ein Gas-

anschluss nicht möglich, ist das Heizen des Gebäudes über alternative bzw. regenerative 

Techniken wie Erdwärme, Solar u.ä. bzw. mit Öl als fossilem Energieträger möglich bzw. si-

cherzustellen. 

 

Die fernmeldetechnische Versorgung erfolgt durch die Telekom Deutschland GmbH oder ei-

nen alternativen Anbieter. Für sonstige Medienleitungen sind die jeweiligen Betreiber zustän-

dig. 

 

Alle Ver- und Entsorgungsleitungen sind in den angrenzenden Verkehrsflächen vorhanden 

und für die Planungszwecke zu erweitern, sodass Erschließungskosten für die Erweiterung 

vorhandener Netze sowie für die Herstellung der Oberflächenentwässerung anfallen. Ebenso 

sind Kosten für die verkehrliche Erschließung bereitzustellen. 

 

 

7. Flächenbilanz 
 

Flächennutzung Größe in qm Größe in % 

Gewerbegebiete (GE) 13.575 60 

Straßenverkehrsflächen 5.285 24 

Verkehrsflächen besonderer Zweck-

bestimmung (Parkfläche) 
775 

3 

Verkehrsflächen besonderer Zweck-

bestimmung (Fuß- und Radweg) 
90 

1 

Flächen für Versorgungsanlagen 1.230 5 

Private Grünflächen 1.675 7 

Gesamt 22.630 100 
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8. Auswirkungen der Planung 
 

8.1. Umweltverträglichkeit / Schutz von Natur und Landschaft 

 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes befindet sich am nordwestlichen Sied-

lungsrand des Stadtteils Burgsteinfurt angrenzend an das Gewerbegebiet Seller Esch und im 

Übergangsbereich zum landwirtschaftlich geprägten Außenbereich südlich der Landesstraße 

L 510 (Ochtruper Straße). FFH- und Vogelschutzgebiete des europäischen Netzes „Natura 

2000“ sind ebenso wenig wie geschützte Teile von Natur und Landschaft im Sinne des 

§ 20 (2) BNatSchG betroffen. 

 

Da durch die Planung Außenbereichsflächen in Anspruch genommen werden, werden Ein-

griffe in Natur und Landschaft planungsrechtlich ermöglicht. Der Verursacher eines Eingriffs 

ist verpflichtet, vermeidbare Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu unterlassen. 

Aufgrund des nachgefragten Bedarfes an Gewerbeflächen, sind die ermöglichten Eingriffe un-

vermeidbar. Besser geeignete Standortalternativen stehen nicht zur Verfügung, da der nord-

westliche Stadtteil Burgsteinfurt im vorbereitenden Bauleitplan grundsätzlich als Gewerbe-

standort konzipiert ist, die nun vorgesehene Ackerfläche nahezu allseits von Straßen umgeben 

ist, an die bestehenden Gewerbegebiete angrenzt und somit zu einem gewissen Grad vorbe-

lastet ist. Erhaltenswerte Grünstrukturen sind im Planbereich nicht vorhanden. Der Erhalt der 

drei Laubbäume im südlichen Plangebiet ist im Zuge einer Straßenausbauplanung für den 

Wirtschaftsweg zu prüfen. Unvermeidbare Beeinträchtigungen sind durch Maßnahmen des 

Naturschutzes und der Landschaftspflege auszugleichen (Ausgleichsmaßnahmen) oder zu er-

setzen (Ersatzmaßnahmen). Planinterne Ausgleichsmaßnahmen sind insbesondere mit der 

randlichen Eingrünung im Übergangsbereich zur freien Landschaft, der Dach- sowie der Stell-

platzbegrünung vorgesehen. 

 

Darüberhinausgehende Vermeidungs-, Verhinderungs-, Verringerungs- und Ausgleichsmaß-

nahmen werden gemäß § 1a (3) BauGB im Rahmen der Eingriffsregelung ermittelt und be-

schrieben und sind Bestandteil des Umweltberichtes, der einen gesonderten Teil der Begrün-

dung bildet und vor diesem Hintergrund zur öffentlichen Auslegung ergänzt wird. 

 

8.2. FFH-Verträglichkeit 

 

Das Land Nordrhein-Westfalen hat den Bereich „Bagno mit Steinfurter Aa“ (DE-3810-302) als 

Schutzgebiet nach der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (Richtlinie 92/43 EWG des Rates vom 

21.05.1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und 

Pflanzen) gemeldet. Dieser Bereich umfasst große Teile der Waldbereiche des Bagnos, Vor-

sundern, Westerbrook und des Buchenberges sowie Teile der Steinfurter Aa und den Bagno 

See. Das Gebiet hat eine Größe von 467 ha. Zudem wurde das FFH-Gebiet „Steinfurter Aa“ 

(DE-3910-301) nachgemeldet (31 ha). Weitere Bereiche auf Steinfurter Stadtgebiet sind nicht 

als FFH- oder Vogelschutzgebiet ausgewiesen. 

 

Der Abstand zwischen dem räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes und dem nä-

her gelegenen FFH-Gebiet „Bagno mit Steinfurter Aa“ beträgt ca. 2.400 m (Luftlinie). Ange-

sichts dieses Abstands sowie der beabsichtigten Planungen wird nicht von einer Beeinträchti-

gung der Schutzziele und –zwecke des FFH-Gebietes ausgegangen.  
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8.3. Artenschutz 

 

Bei der Aufstellung bzw. Änderung von Bauleitplänen und der damit verbundenen möglichen 

Vorbereitung von Eingriffen in Natur und Landschaft ist zu prüfen, ob gegen artenschutzrecht-

liche Verbotstatbestände des § 44 (1) Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) verstoßen wird. 

Demnach ist insbesondere das Töten, das Stören sowie die Beschädigung von Fortpflan-

zungs- und Ruhestätten geschützter Tierarten bzw. von Standorten geschützter Pflanzenarten 

verboten. Im Zuge der Bauleitplanung ist diese Prüfung gemäß § 44 (5) BNatSchG für Tierar-

ten nach Anhang IV der FFH-Richtlinie oder nach Vogelschutzrichtlinie vorzunehmen. 

 

Bei dem Plangebiet handelt es sich um eine intensiv bewirtschaftete Ackerfläche, mit schma-

len randlichen Säumen und drei Laubbäumen an der südlichen Grabenparzelle. Ansonsten 

sind keine weiteren Strukturelemente vorhanden. Es ist nahezu allseitig von Verkehrsflächen 

umringt. Durch die intensive anthropogene und verkehrliche Nutzung des (angrenzenden) 

Planbereiches liegen für das vorhandene Artenspektrum gewisse Vorbelastungen vor. 

 

Im zusammenfassenden Resümee der der Begründung anliegenden Artenschutzvorprüfung 

vom 16.06.2021 heißt es hierzu, dass artenschutzrechtliche Konflikte unter Berücksichtigung 

von Vermeidungsmaßnahmen (Baufeldbefreiung gemäß §§ 39 und 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG 

nur in dem Zeitraum zwischen dem 01.10. und dem 28.02.) grundsätzlich auszuschließen sind. 

„Demzufolge lässt sich abschließend […] feststellen, dass artenschutzrechtliche Konflikte im 

Sinne des § 44 Abs. 1 Nr. 1 - 4 BNatSchG vermieden werden können und damit die Voraus-

setzungen geschaffen werden, eine aus artenschutzrechtlicher Sicht begründete Genehmi-

gungsfähigkeit des Bebauungsplans […] zu erwirken.“ 

 

8.4. Immissionsschutz 

 

Gemäß § 1 (6) Nr. 1 BauGB sind die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und 

Arbeitsverhältnisse bei der Aufstellung der Bauleitpläne zu berücksichtigen. In diesem Zusam-

menhang greifen insbesondere die Belange des Immissionsschutzes. Der Vereinbarkeit der 

Planung mit umliegenden und schützenswerten Nutzungen wird insbesondere durch die übli-

che Gliederung der Gewerbegebiete gemäß dem Abstandserlass bzw. der Abstandsliste 2007 

in ausreichendem Maße Rechnung getragen, sodass keine unzumutbaren Immissionen durch 

gewerbliche Nutzungen zu erwarten sind. Im Übrigen verbleibt es bei den immissionsschutz-

rechtlichen Anforderungen der TA-Lärm, die unabhängig von den planungsrechtlichen Fest-

setzungen Geltung beanspruchen. 

 

Immissionsvorbelastungen bestehen insbesondere durch die das Plangebiet umgebenden 

landwirtschaftlichen Flächen, gewerblichen Nutzungen und Verkehrsflächen. Vorhandene 

landwirtschaftliche Immissionen beeinflussen die Umgebung, wirken allerdings nicht in einem 

offensichtlich erheblichen Umfang. Erhebliche Beeinträchtigungen durch gewerbliche Immis-

sionen sind ebenso nicht zu erwarten, da in den vorhandenen Gewerbegebieten auch die 

Festsetzung von (unzulässigen) Abstandsklassen erfolgt. 

 

Unter anderem die von der Landesstraße L 510 (Ochtruper Straße) ausgehenden verkehrlich 

bedingten Emissionen wurden im Zuge der benachbarten Bebauungsplanung Nr. 63a betrach-

tet. In Anlehnung an die seinerzeit erstellte schalltechnische Untersuchung vom Juli 2015 wer-

den aus Vorsorgegründen zum Schutz vor Verkehrslärm für die zur Landesstraße orientierten 
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Gewerbegebiete die Lärmpegelbereiche III und IV in einem etwas großzügigerem Umfang 

festgesetzt. In den entsprechend gekennzeichneten Flächen müssen gemäß § 9 (1) Nr. 24 

BauGB bei der Errichtung, Erweiterung, Änderung oder Nutzungsänderung von Gebäuden in 

den nicht nur zum vorübergehenden Aufenthalt von Menschen vorgesehenen Räumen (Auf-

enthaltsräume im Sinne von § 46 BauO NRW) die entsprechenden Anforderungen an die Luft-

schalldämmung von Außenbauteilen gemäß DIN 4109/11.89 - Schallschutz im Hochbau - Ta-

belle 8 erfüllt werden. 

 

Ein ausreichender Abstand zu den weiteren Störfallbetrieben Sauerstoffwerk Steinfurt, Sellen 

106 (Luftlinie ca. 1.500 m) und Möller Chemie, Bürgerkamp 1 (Luftlinie ca. 1.000 m) ist gege-

ben, sodass es keinen Einfluss solcher Betriebe auf die Planungen gibt. 

 

8.5. Klimaschutz 

 

Gemäß § 1a (5) BauGB soll den Erfordernissen des Klimaschutzes sowohl durch Maßnahmen, 

die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung an den Kli-

mawandel dienen, Rechnung getragen werden. 

 

Besondere Maßnahmen auf Ebene des Bebauungsplanes sind mit der Dachbegrünung vor-

gesehen. Gründächer haben nicht nur positive Effekte im Hinblick auf die Regenwasserablei-

tung und die Niederschlagsspeicherung, sondern auch hinsichtlich des Kleinklimas. Sie binden 

Staub, erwärmen sich auch bei extremen Temperaturen langsamer und verbessern die Luft-

kühlung und die Sauerstoffproduktion. Weiterhin sind auch in dieser Planung der sparsame 

Umgang mit Grund und Boden und eine möglichst große Schonung der Umwelt beabsichtigt. 

Ergänzend ist davon auszugehen, dass angesichts der zu erwartenden Neuansiedlungen 

auch die künftig ansässigen Betriebe den neuesten Standards der Umwelttechnik entsprechen 

werden und gegenüber den älteren Gewerbebetrieben bzw. -gebieten klimafreundlichere Ar-

beitsplätze entstehen. 

 

Messbar negative Auswirkungen auf das Freilandklima sind aufgrund der im Fachinformati-

onssystem Klimaanpassung dargestellten Gesamtbetrachtung der Klimaanalyse und der ge-

ringen thermischen Ausgleichsfunktion insgesamt nicht zu erwarten. 

 

8.6. Bodenschutz / Flächen mit Bodenbelastungen 

 

Gemäß § 1a (2) Satz 1 BauGB soll mit Grund und Boden sparsam und schonend umgegangen 

werden; dabei sind zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für bau-

liche Nutzungen die Möglichkeiten der Entwicklung der Stadt insbesondere durch Wiedernutz-

barmachung von Flächen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung zu 

nutzen sowie Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß zu begrenzen. 

 

Der räumliche Geltungsbereich liegt innerhalb des planungsrechtlichen Außenbereiches und 

wird intensiv landwirtschaftlich als Ackerfläche genutzt. Somit werden durch die Planung bis-

her unbebaute Flächen in Anspruch genommen und für eine Bebauung vorbereitet. Damit wird 

von dem oben genannten Grundsatz aus gewissen Zwängen abgewichen, die einen anderen 

Standort für das geplante Gewerbegebiet ausschließen. 
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Diese Zwänge ergeben sich vor allem aus der beabsichtigten gewerblichen Plangebietsnut-

zung. So haben Gewerbebetriebe zumeist einen relativ großen Flächenbedarf, der im Innen-

stadtbereich und in den bestehenden Gewerbegebieten in Burgsteinfurt nicht mehr befriedigt 

werden kann. Die Flächenreserven in den ausgewiesenen Gewerbegebieten an der Gold-

straße, dem Sonnenschein, der Meteler Stiege, der Dieselstraße und im Seller Esch sind in-

zwischen bis auf kleine Restflächen vermarktet. Zudem ist zu berücksichtigen, dass Gewer-

bebetriebe aus Immissionsschutzgründen Abstände zu lärmempfindlichen bzw. schützens-

werten Nutzungen einhalten müssen (Trennungsgebot des § 50 Bundesimmissionsschutzge-

setz). Dies gestaltet sich in Innenstadtlagen recht schwierig. Insofern können Gewerbebiete 

fast ausschließlich nur in Randlagen von Siedlungen entstehen. Dies ist auch hier der Fall. 

Hinzu kommt, dass eine Flächenverfügbarkeit gegeben ist, die die tatsächliche Realisierung 

des Gewerbegebietes ermöglicht. Ergänzend ist es städtische Aufgabe für Unternehmen Flä-

chen vorzuhalten und somit den Belangen der Arbeitsbevölkerung und der Wirtschaft nachzu-

kommen (§ 1 (6) Nr. 1 und 8c BauGB). Auch der Klimaschutz kann dadurch profitieren, indem 

für die Bevölkerung wohnortnahe Arbeitsplätze geschaffen werden. Allen zuvor beschriebenen 

Ansprüchen kann nur an dem angedachten Standort Rechnung getragen werden. Der Plan-

bereich ist bereits zudem großflächig im seit dem 20.03.2000 wirksamen Flächennutzungsplan 

der Kreisstadt Steinfurt als „Gewerbliche Baufläche“ gemäß § 1 (1) Nr. 3 BauNVO dargestellt. 

 

Ergänzend ist festzustellen, dass die Kreisstadt Steinfurt in den letzten Jahren sehr maßvoll 

mit der Ausweisung neuer Flächen im Außenbereich und damit bei der Inanspruchnahme von 

unversiegelten Böden vorgegangen ist. Dieses gilt insbesondere für den Stadtteil Burgstein-

furt, in dem nach 2006 bisher nur das Wohnbaugebiet „Pferdekamp Süd“ (Bebauungsplan 

Nr. 69). Die letztmalige Ausweisung eines Gewerbegebietes auf unbebauten Flächen in Burg-

steinfurt datiert mit dem benachbarten Bebauungsplan Nr. 63a „Gewerbegebiet Seller Esch, 

Teil II“ vom Oktober 2015. Daran ist zu erkennen, dass sich die Kreisstadt Steinfurt dem grund-

sätzlichen Ziel der Schonung des Außenbereiches angeschlossen hat und vorrangig die In-

nenentwicklung betrachtet. In diesem Zusammenhang wurden in den vergangenen Jahren 

zahlreiche Bauleitplanverfahren nach § 13a BauGB durchgeführt und abgeschlossen. 

 

Mit dem nunmehr vorgesehenen Gewerbegebiet ist aus städtischer Sicht eine ausgewogene 

Größe vorgesehen. Den Ansprüchen der Wirtschaft kann Rechnung getragen werden, zu-

gleich erfolgt keine überdimensionierte Gewerbeflächenausweisung. Insgesamt betrachtet 

werden somit die aufgezeigten Belange der Wirtschaft in der Abwägung den Belangen des 

Bodenschutzes und der Innenentwicklung vorgezogen. 

 

Nach der Karte der schutzwürdigen Böden NRW (3. Auflage) befindet sich im Plangebiet ein 

aufgrund seiner hohen Funktionserfüllung als Archiv der Kulturgeschichte schutzwürdiger 

Plaggenesch. Aufgrund der Standortgebundenheit der Planung lässt sich die Inanspruch-

nahme des Bodens im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 63b jedoch nicht vermei-

den. Eine entsprechende Eingriffsbewertung findet im Zuge der Kompensationsberechnung 

innerhalb des Umweltberichtes Berücksichtigung. 

 

Das „Kataster über altlastverdächtige Flächen und Altlasten / Verzeichnis über schädliche Bo-

denveränderungen und Verdachtsflächen“ des Umweltamtes des Kreises Steinfurt enthält für 

den Planbereich keine Darstellungen. Ein Altlastenverdacht für den räumlichen Geltungsbe-

reich besteht somit nicht. 
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8.7. Denkmalschutz 

 

Im räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind keine Bau- und Bodendenkmäler 

bekannt. Auch in der näheren Umgebung sind Bau- und Bodendenkmäler nicht vorhanden. 

Insgesamt ist somit festzustellen, dass eine Beeinträchtigung von Baudenkmälern, auch in 

Bezug auf Blickbeziehungen und Fernwirkungen, nicht zu erkennen ist. Belange des Denk-

malschutzes werden nicht negativ berührt. 

 

Bei Erdarbeiten können Bodendenkmäler (kulturgeschichtliche Bodenfunde, d.h. Mauerwerk, 

Einzelfunde aber auch Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Beschaffenheit) 

und paläontologische Bodendenkmäler in Form von Fossilien (versteinerte Überreste von 

Pflanzen und Tieren) aus der Oberkreide (Santonium) entdeckt werden. Die Entdeckung von 

Bodendenkmälern ist der Kreisstadt Steinfurt und dem LWL-Archäologie für Westfalen, Müns-

ter unverzüglich anzuzeigen (§§ 15 u. 16 DSchG). 

 

Erste Erdbewegungen sind rechtzeitig (ca. 14 Tage vor Beginn) der LWL-Archäologie für 

Westfalen, An den Speichern 7, 48157 Münster und dem LWL-Museum für Naturkunde,        

Referat Paläontologie, Sentruper Straße 285, 48161 Münster schriftlich mitzuteilen. 

 

Der LWL-Archäologie für Westfalen oder ihren Beauftragten ist das Betreten des betroffenen 

Grundstücks zu gestatten, um gegebenenfalls archäologische und/oder paläontologische Un-

tersuchungen durchführen zu können (§ 28 DSchG). Die dafür benötigten Flächen sind für die 

Dauer der Untersuchungen freizuhalten. 

 

8.8. Bodenordnung 

 

Bodenordnende und sonstige Maßnahmen zur hoheitlichen Umgestaltung von Grund und Bo-

den und deren Eigentums- und Besitzverhältnisse im Sinne der §§ 45 ff. BauGB sind nicht 

erforderlich, da sich die Flächen im öffentlichen Eigentum befinden. 

 

8.9. Kampfmittel 

 

Ein Kampfmittelvorkommen ist nicht bekannt, aber auch nicht vollkommen auszuschließen. 

Die Durchführung aller bodeneingreifenden Baumaßnahmen sollte daher mit der gebotenen 

Vorsicht erfolgen. Sofern der Verdacht auf Kampfmittel aufkommt, ist die Arbeit sofort einzu-

stellen und die allgemeine Ordnungsbehörde der Kreisstadt Steinfurt sowie der staatliche 

Kampfmittelbeseitigungsdienst Westfalen-Lippe (KBD WL) zu verständigen.  
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9. Verfahren 
 

Die Aufstellung des Bebauungsplanes wird im Regelverfahren gemäß § 2 (1) BauGB mit zwei-

stufiger Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung gemäß §§ 3 und 4 BauGB durchgeführt. Ge-

mäß § 2 (4) BauGB wird für die Belange des Umweltschutzes ein Umweltbericht erstellt. Der 

Umweltbericht bildet gemäß § 2a BauGB einen gesonderten Teil der Begründung. Er wird zur 

öffentlichen Auslegung um die externe Kompensationsmaßnahme sowie alle weiteren Maß-

nahmen ergänzt. 

 

Verfahrensschritt Datum 

Aufstellungsbeschluss gem. § 2 (1) BauGB 06.02.2020 

Frühzeitige Beteiligung gem. § 3 (1) und § 4 (1) BauGB  

Öffentliche Auslegung gem. § 3 (2) und § 4 (2) BauGB  

Satzungsbeschluss gem. § 10 (1) BauGB  

Bekanntmachung und Wirksamkeit gem. § 6 (5) BauGB  

 

 

Aufgestellt: 

Steinfurt, 06.07.2021 

Az.: FD61 / 61-26-09 / BF63b / Ep 

 

Kreisstadt Steinfurt 

Die Bürgermeisterin 

Im Auftrag 

 

gez. Benedikt Epping 

Fachdienst Stadtplanung und Bauordnung 

 

 

Anhang: 

Abstandsliste 2007 – Anlage 1 zum Runderlass des Ministeriums für Umwelt und Naturschutz, 

Landwirtschaft und Verbraucherschutz - V-3 - 8804.25.1 vom 06.06.2007: Abstände zwischen 

Industrie- bzw. Gewerbegebieten und Wohngebieten im Rahmen der Bauleitplanung und 

sonstige für den Immissionsschutz bedeutsame Abstände (Abstandserlass) 

 

 

Anlagen: 

- Lage im Stadtgebiet 

- Umweltbericht zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 63b „Gewerbegebiet Seller 

Esch, Teil III“, Vorentwurf – 1. Teil, Münster im Juli 2021, erstellt durch aru arbeits-

gruppe raum & umwelt 

- Entwässerungsmöglichkeiten des Gewerbehofs Sellen – Bedarfsplanung, Bochum im 

April 2020, erstellt durch TUTTAHS & Meyer Ingenieurgesellschaft mbH 

- Artenschutzvorprüfung zum Bebauungsplan Nr. 63b „Gewerbegebiet Seller Esch, 

Teil III“, Münster, 16.06.2021, erstellt durch aru arbeitsgruppe raum& umwelt 

- Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 63a „Gewerbegebiet Seller 

Esch, Teil II“, Senden im Juli 2015, erstellt durch Planungsbüro für Lärmschutz  
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-   
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